
 
 

Änderungsantrag 3 

 

der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung der Finanzstruktur und der Qualität in der 

gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Finanzstruktur- und Qualitäts-Weiterentwicklungs-

gesetz – GKV-FQWG) 

- Drs. 18/1307 - 

 

Zu Artikel 1 Nummer 4b - neu - (§ 134a SGB V) (Versorgung mit Hebammenhilfe) 

 

Nach Artikel 1 Nummer 4a wird folgende Nummer 4b eingefügt: 

‚4b. § 134a wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Hebammenhilfe“ die Wörter „unter Einbe-

ziehung der in § 24f Satz 2 geregelten Wahlfreiheit der Versicherten“ eingefügt. 

 

b) Absatz 1a wird wie folgt gefasst: 

 

 „(1a) Die Vereinbarungen nach Absatz 1 Satz 1 zu den Anforderungen an die Qualität 

der Hebammenhilfe sind bis zum 31. Dezember 2014 zu treffen. Sie sollen Mindest-

anforderungen an die Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität umfassen sowie ge-

eignete verwaltungsunaufwendige Verfahren zum Nachweis der Erfüllung dieser 

Qualitätsanforderungen festlegen.“ 

 
c) Nach Absatz 1a werden die folgenden Absätze 1b und 1c eingefügt: 

 

„(1b) Hebammen, die Leistungen der Geburtshilfe erbringen und die Erfüllung der 

Qualitätsanforderungen nach Absatz 1a nachgewiesen haben, erhalten für Geburten 

ab dem 1. Juli 2015 einen Sicherstellungszuschlag nach Maßgabe der Vereinbarun-

gen nach Satz 3, wenn ihre wirtschaftlichen Interessen wegen zu geringer Geburten-

zahlen bei der Vereinbarung über die Höhe der Vergütung nach Absatz 1 nicht aus-

reichend berücksichtigt sind. Die Auszahlung des Sicherstellungszuschlags erfolgt 

am Ende eines Abrechnungszeitraums auf Antrag der Hebamme durch den Spitzen-

verband Bund der Krankenkassen. In den Vereinbarungen, die nach Absatz 1 Satz 1 

zur Höhe der Vergütung getroffen werden, sind bis zum 1. Juli 2015 die näheren Ein-

zelheiten der Anspruchsvoraussetzungen und des Verfahrens nach Satz 1 zu regeln.  
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Zu treffen sind insbesondere Regelungen über die Höhe des Sicherstellungszu-

schlags in Abhängigkeit von der Anzahl der betreuten Geburten und der Höhe der zu 

entrichtenden Haftpflichtprämie, die Anforderungen an die von der Hebamme zu er-

bringenden Nachweise sowie die Auszahlungsmodalitäten.  

 

(1c) Die Vertragspartner vereinbaren in den Verträgen nach Absatz 1 Satz 1 bis zum 

30. September 2014 zusätzlich zu den nach Absatz 1 Satz 3 vorzunehmenden Ver-

gütungsanpassungen einen Zuschlag auf die Abrechnungspositionen für Geburtshil-

feleistungen bei Hausgeburten, außerklinischen Geburten in von Hebammen geleite-

ten Einrichtungen sowie Geburten durch Beleghebammen in einer eins zu eins Be-

treuung ohne Schichtdienst, der von den Krankenkassen für Geburten vom 1. Juli 

2014 bis zum 30. Juni 2015 an die Hebammen zu zahlen ist.“ 

 

d) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

 

„(3) Kommt ein Vertrag nach Absatz 1 ganz oder teilweise nicht oder nicht bis zum Ab-

lauf der nach Absatz 1a Satz 1, Absatz 1b Satz 3 und Absatz 1c vorgegebenen Fristen 

zu Stande, wird der Vertragsinhalt durch die Schiedsstelle nach Absatz 4 festgesetzt. 

Der bisherige Vertrag gilt bis zur Entscheidung durch die Schiedsstelle vorläufig wei-

ter.“’ 

 

 

Begründung: 

 

Hebammen leisten einen wesentlichen und unverzichtbaren Beitrag für die medizinische Ver-

sorgung Schwangerer, Mütter und Familien. Die Sicherstellung einer qualitätsgesicherten Ver-

sorgung mit Hebammenhilfe einschließlich des Erhalts der freien Wahl des Geburtsorts ist da-

her von besonderer Bedeutung. Angesichts steigender Prämien für die für die Berufsausübung 

notwendige Berufshaftpflichtversicherung sehen sich insbesondere Hebammen, die nur eine 

geringe Anzahl an Geburten begleiten (z. B. Hausgeburtshebammen oder Hebammen, die in 

geburtenschwachen Regionen oder in Teilzeit tätig sind), nur schwer in der Lage, die gestiege-

nen Haftpflichtprämien aus der Vergütung für ihre Tätigkeit zu kompensieren. In der Konse-

quenz besteht die Gefahr, dass immer mehr Hebammen die freiberufliche Geburtshilfe einstel-

len und eine flächendeckende Versorgung der Versicherten der gesetzlichen Krankenversiche-

rung mit Geburtshilfe nicht mehr gewährleistet ist. Um dem entgegenzuwirken, muss sicherge-

stellt werden, dass auch Hebammen mit wenigen Geburten durch ihre Prämie zur Berufshaft-

pflichtversicherung nicht überlastet werden.  
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Die folgenden Regelungen treten bereits am Tag der zweiten und dritten Lesung in Kraft, um si-

cherzustellen, dass die Vertragspartner nach § 134a Absatz 1 Satz 1 des Fünften Buches Sozi-

algesetzbuch (SGB V) möglichst zeitnah Vergütungsverhandlungen aufnehmen können, um ei-

ne fristgerechte Vereinbarung der Vergütungszuschläge im Sinne des § 134a Absatz 1c SGB V 

(neu) bis spätestens zum 30. September 2014 nicht zu gefährden. 

 

Zu Buchstabe a 

 

Versicherte der gesetzlichen Krankenversicherung haben nach den leistungsrechtlichen Vor-

schriften einen Anspruch auf ambulante oder stationäre Entbindung. Dabei sind in § 24f Satz 2 

auch die Wahlmöglichkeiten der Versicherten unter den verschiedenen Entbindungsorten (Ent-

bindung im Krankenhaus, in einer von einer Hebamme oder einem Entbindungspfleger geleite-

ten Einrichtung, in einer ärztlich geleiteten Einrichtung, in einer Hebammenpraxis oder im Rah-

men einer Hausgeburt) geregelt. Mit der Ergänzung in Absatz 1 Satz 2 wird klargestellt, dass 

die Vertragspartner bei der für die Vergütungsverhandlungen notwendigen Ermittlung des Be-

darfs der Versicherten an Hebammenhilfe alle in § 24f Satz 2 genannten Geburtsorte berück-

sichtigen müssen. 

 

 

Zu Buchstabe b 

 

Der Sicherung der notwendigen Versorgungsqualität in der Geburtshilfe kommt eine besondere 

Bedeutung zu. Aus diesem Grund sehen die gesetzlichen Regelungen für Leistungen der 

Hebammenhilfe bereits ausdrücklich die Vereinbarung von Qualitätsanforderungen vor. Mit der 

Neufassung des Absatz 1a wird der Spitzenverband Bund der Krankenkassen und die maßgeb-

lichen Berufsverbände nunmehr verpflichtet, die im Vertrag nach Absatz 1 Satz 1 zu treffenden 

Anforderungen an die Qualität der Hebammenhilfe bis zum 31. Dezember 2014 zu vereinbaren. 

Die Einhaltung der entsprechenden Qualitätsanforderungen sind insbesondere auch für die Gel-

tendmachung eines Sicherstellungszuschlages nach Absatz 1b (neu) erforderlich. Satz 2 über-

nimmt die bereits geltende Regelung, dass die Qualitätsvereinbarungen Mindestanforderungen 

an die Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität umfassen sowie geeignete 

verwaltungsunaufwendige Verfahren zum Nachweis der Erfüllung dieser Qualitätsanforderun-

gen festlegen sollen. 
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Zu Buchstabe c 

 

Mit dem neuen Absatz 1b wird ein Sicherstellungszuschlag eingeführt, um Hebammen, die we-

gen geringer Geburtenzahlen und hoher Haftpflichtprämien ansonsten finanziell überfordert wä-

ren, dauerhaft zu entlasten und damit auch in Zukunft eine flächendeckende Versorgung mit 

Geburtshilfe einschließlich der freien Wahl des Geburtsortes zu gewährleisten. Hebammen er-

halten einen Anspruch auf einen Sicherstellungszuschlag, wenn die nach Absatz 1 vereinbarte 

Vergütung für Leistungen der Geburtshilfe in Relation zu der von der Hebamme im Einzelfall zu 

zahlenden Prämie für ihre notwendige Berufshaftpflichtversicherung wegen einer zu geringen 

Anzahl an betreuten Geburten nicht ausreichend ist und sie die Qualitätsanforderungen nach 

Absatz 1a erfüllen. Die Auszahlung erfolgt auf Antrag der Hebamme durch den Spitzenverband 

Bund der Krankenkassen jeweils am Ende eines Abrechungszeitraums. Dies kann beispiels-

weise das Ende eines Versicherungsjahres sein. Auch Abschlagszahlungen sind möglich. Die 

Mittel für die Auszahlung des Sicherstellungszuschlags werden vom Spitzenverband Bund der 

Krankenkassen nach Maßgabe der in seiner Satzung für die Mittelaufbringung enthaltenen Be-

stimmungen bei den Krankenkassen erhoben. Die näheren Einzelheiten der Anspruchsvoraus-

setzungen und des Verfahrens einschließlich der Höhe des Sicherstellungszuschlags in Abhän-

gigkeit der Anzahl der betreuten Geburten sowie der Höhe der zu entrichtenden Haftpflichtprä-

mie, die Anforderungen an die von der Hebamme zu erbringenden Nachweise sowie Auszah-

lungszeitpunkt und Auszahlungsmodalitäten werden vom Spitzenverband Bund der Kranken-

kassen und den für die Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen gebildeten maßgeblichen 

Berufsverbänden der Hebammen und der Verbände der von Hebammen geleiteten Einrichtun-

gen auf Bundesebene bis zum 1. Juli 2015 vertraglich vereinbart. Kommt eine Vereinbarung 

nicht rechtzeitig zustande, wird der Vertragsinhalt durch die Schiedsstelle nach Absatz 4 fest-

gesetzt. Der Sicherstellungszuschlag löst damit für Geburten ab 1. Juli 2015 die in Absatz 1c 

(neu) für einen Übergangszeitraum geregelten Zuschläge auf bestimmte Abrechnungspositio-

nen ab. 

 

Um Hebammen, die nur eine geringe Anzahl an Geburten begleiten, im Hinblick auf die zum 

1. Juli 2014 steigenden Haftpflichtversicherungsprämien kurzfristig zu entlasten, wird den Ver-

tragspartnern mit dem neuen Absatz 1c aufgegeben, bis zum 30. September 2014 zusätzlich zu 

den nach Absatz 1 Satz 3 vorzunehmenden Vergütungsanpassungen einen Zuschlag auf die 

Abrechnungspositionen für Geburtshilfeleistungen bei Hausgeburten, außerklinischen Geburten 

in von Hebammen geleiteten Einrichtungen sowie Geburten durch Beleghebammen in einer 

eins zu eins Betreuung ohne Schichtdienst vertraglich zu vereinbaren. Der Zuschlag ist von den 

Krankenkassen für Geburten ab dem 1. Juli 2014 für einen Übergangszeitraum bis zur Verein-

barung des Sicherstellungszuschlags nach Absatz 1b zum 1. Juli 2015 zu zahlen.  
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Die Höhe des Zuschlags ist so festzulegen, dass eine flächendeckende Versorgung mit Ge-

burtshilfe sichergestellt und die Wahlmöglichkeiten der Versicherten bezüglich der vom Gesetz-

geber vorgesehenen Geburtsorte gewährleistet sind. Kommt die Vereinbarung nicht rechtzeitig 

zustande, wird der Vertragsinhalt durch die Schiedsstelle festgesetzt. 

 

 

Zu Buchstabe d 

 

Bei der Neufassung handelt sich um eine Folgeänderung zu der bereits mit dem Gesetz zur 

Stärkung des Wettbewerbs in der gesetzlichen Krankenversicherung gestrichenen Frist in Ab-

satz 1 sowie zu den in den neuen Absätzen 1a, 1b und 1c geregelten Fristen für die Vereinba-

rung von Qualitätsanforderungen und von Zuschlägen zur Entlastung von Hebammen im Hin-

blick auf die gestiegenen Prämien zur Haftpflichtversicherung. Die Festsetzung des Vertragsin-

halts durch die Schiedsstelle erfolgt nun, wenn nach Kündigung eines Vertrages oder bei Ablauf 

einer von den Vertragspartnern vereinbarten Vertragslaufzeit ein neuer Vertrag zum Ablauf der 

Vertragslaufzeit nicht zustande kommt oder die Vereinbarungen nach Absatz 1a, Absatz 1b 

oder Absatz 1c innerhalb der vom Gesetzgeber vorgegebenen Fristen nicht zustande kommen. 

In Satz 2 wird zudem klargestellt, dass der bisherige Vertrag bis zur Entscheidung durch die 

Schiedsstelle nur vorläufig weiter gilt. Die Schiedsstelle hat damit die Möglichkeit, den neuen 

Vertragsinhalt ab dem Zeitpunkt des Ablaufes der Laufzeit des bisherigen Vertrages festzuset-

zen. 


